
Fur das NachschlagewerkI Ja 
Fur die Fachpresse' Ja
Für die amtliche Sammlung! Ja

O83
21 JBU W|

Gesetz ZPO § 38 Internationale Zuständigkeit,
§§ 39, 4-0, 12, 13, ArbGG § 2 Absa 1, 
Internationales Privatrecht, Arbeitsiecht, 
BGB § 242 Prozeßverwirkung

Leitsatz Ein ausländischer Gerichtsstand kann in 
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten dann 
vereinbart werden, wenn es nicht im 
Emzelfall zum Schutz des Arbeitnehmers ge­
boten ist, daß der Rechtsstreit vor den 
deutschen Gerichten geführt wird

Aktenzeichen 3 AZR 417/69 
Urteil des BAG vom 20 Juli 1970 LAG Hamm
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3 Sa 241/69 Hamm
Urteilstenor 
zugestellt am 
20« Juli 1970

fez« Mißler, gestellter 
als Urkundsoeamter 
der Geschäftsstelle

fcU flhWMMI IR

ln Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß 
§ 128 Abs« 2 ZPO m  der Sitzung vom 1?° Juli 1970 duiqh 
den Senatsprasidenten Professor Dr Stumpf, die jjundes- 
richtenn Professorin Dr Hilger und den Bundesrichter 
Dr Grbninger sowie die Bundesarbeitsrichter Peters­
dorff und Hartmann für Hecht erkannt

1) Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 19» Auguct 1969 
- 3 Sa 241/69 - wird zuruckge lesen

2) Die Klägerin tragt die Kosten der Revision«
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Die Parteien streiten um die internationale Zuständig­
keit der von der Klägerin angerufenen deutschen Gerichte 
für Arbeitssachen

Die Klägerin ist eine schweizerische Gesellschaft*
Sie wurde im Jahre 1963 von der Firma P , Inhaber
Herr B , G , und der deutschen Firma P U KG,
E , als Aktiengesellschaft gegründet Die Firma
P stellt Markierungsmaterialien her, die Klägerin
und die Firma P H KG befassen sich unter anderem
mit der Straßen-, Stadt- und Flugplatzmarkxerung

Der Beklagte ist deutscher Staatsangehöriger Er wurde 
im Jahre 1956 von der Firma P N KG als Straßen­
markierungsfahrer eingestellt,. Each Aufnahme der Geschafts- 
be Ziehungen zv;isehen der Firma P und der Firma
P N KG wechselte der Beklagte mit Zustimmung seiner
Arbeitgeberin am 1 Marz 1963 zur Firma P /Genf
und verlegte seinen Wohnsitz m  die Schweiz Schon kurze 
Zeit spater kam es zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der Firma P und aer Firma P N KG, in
Jeren Verlauf ein Bruder des Herrn B aen Kapitalan­
teil der Firma P N KG übernahm*

Im Jahre 1964/63 begann die Klägerin mit der Ent­
wicklung einer Farbenmarkierungsmaschine, die den besonderen 
Eigenschaften des von der Firma P hergestellten
Ivunststoffmaterlals zur Fahrbahnmarkierung gerecht wurde*
An den Entwicklungsarbeiten war der Beklagte, der spater 
m  die Dienste der Klägerin ubertrat, maßgeblich beteiligt 
Seit Beendigung der Entwicklungsarbeiten im Janre *966 nat 
der Beklagte die Fahrbahnmarkiemngsmaschine gefahren* Am 
25o Juli *966 vereinbarten die Klägerin und der Beklagte 
einen. Arbeitsvertrag, dieser enthalt ein Wettbowerbsverbot, 
bezogen auf die Schweiz, Deutschland und Frankreich, s o/ji^
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- 3 - 083

die Verpflichtung des Beklagten, Berufsgeheimnisse der

Wettbewerbsverbot nimmt Bezug auf die Art, 356 und 360 
des schweizerischen Oblxgationenrechts

Der Vertrag enthalt folgende Gerichtsstands­
klausei
"Jede Streitigkeit, die nicht auf gütlichem Uege 
geregelt werden kann, untersteht dem Tnbunaux 
de Prud'hommes m  Genf, letzte Instanz ist das 
Bundesgericht m  Lausanne,"

Die nach dem Vertrag maßgebliche französische Passung
der Klausel lautet

"lout litige non regle a 1'amiable sera de la 
competence des I’ribunaux de Prud'hommes de 
Geneve et s1il y a lieu du Tribunal federal 
ä Lausanne 11

Das Arbeitsverhaltms endete am 30 September 
1967 aufgrund einer Kündigung des Beklagten, Mit einer 
am 25 Januar 1969 vor dem Arbeitsgericht Rheine er­
hobenen, spater geänderten Klage hat die Klägerin zu­
letzt Feststellung beantragt, daß der Beklagte, aer 
inzwischen wieder bei der Firma P N *.&
arbeitete, ihr Schadenersatz wegen Verletzung des 
Wettbeweibsverbotes und Geheiiamsbruchs schulde. Der 
Beklagte hat sich auf die Gerichtsstandsklausel oe~ 
rufen und Unzuständigkeit des deutschen Arbeitsge­
richts gerügt. Beide Varinstanzen haben sich für un­
zuständig erklärt und die Klage als unzulässig aoge- 

Hiergegen richtet sich die Revision der 3**
, mit der sie die Zuruckverueisung des Pecnt'b- 

stieits an aas Arbeitsgericht begehrt

Die Vorinstanzen haben die Zuständigkeit des 
Arbeitsgerichts Rheine mit Recht verneint, denn die 
Paiteien haben den schweizerischen Gerichtsstand

Klägerin und der Firma P zu wahren. Das

- 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

rechtsuirksam vereinbart und damit die Zuständigkeit des 
deutschen Arbeitsgerichts ausgeschlossen 
Io Die internationale Zuständigkeit, um die es sich m  
diesem Revisionsverfahren allem handelt, kenn grund­
sätzlich von den Vertragsparteien vereinbart werden,
§§ 38 ff, ZPO über die sogo Prorogation eines örtlich un­
zuständigen Gerichts sind auf die Vereinbarung eines 
internationalen Gerichtsstandes entsprechend anzuwenden 
(BGHZ 49, 124 /~126 f BGH LM Nr 8 zu § 38 ZPO =
AP Kr. 1 zu § 38 ZPO Internationale Zuständigkeit, auch 
der Große Senat für Zivilsachen geht davon aus, BGHZ 44,
46 = AP Nr« 3 zu § 512 a ZPO) Dies gilt nach der Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts auch im Arbeitsrecht 
(BAG 19, 164 /.""170 f J  « AP Nr. 1 zu § 75 b HGB ^~zu II 
der Grunde_/ - SAE 1967, 276 mit zust„ Anm von Weit- 
nauer, BAG AP Nr 11 zu Internat,, Privat t/scht, Arbeits­
recht ĵ fzu I der Grunde__7 mit zusto Anm von Beitzke »
SAE 1969, 33 mit Anm von Fikentschei).
1> Pur arbeitsrechtliche Streitigkeiten ist die Frage 
allerdings nicht unbestritten Neuerdings hat namentlich 
Fikentscher m  der eben zitierten Urteils^esprechung 
die Auffassung vertreten, das Schutzinteresse jedenfalls der 
Arbeiter und Angestellten kleinerer und mittlerer E m -  
kommensgruppen verlange, daß die Vereinbarung einer fremden 
Gerichtsbarkeit m  Arbeitssachen unzulässig sei (im Ergeb­
nis ebenso außer den bei Fikentscher angegebenen Nach­
weisen Stein-Jonas-Pohle, ZPO, 19« Aufl», § 38 Bern V 5)
Für diese Auffassung spricht in den Fallen viel, an die 
Fikentscher offensichtlich vorwiegend denkt, m  denen ejs~ 
ländische Unternehmen in der Bundesrepublik deutsche Arbeit­
nehmer beschaftigen» Wenn man von sogenannten Fuhrungs- 
kraften absieht, ware der Rechtsschutz m  der lat beem- 
tiachtigt, mußten die Arbeitnehmer Ansprüche aus aem 
Arbeitsverhaltms vor ausländischen Gerichten geltend
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- 5 - 083
macken. Dieser Rechtsstreit gibt keine Veranlassung, der 
Frage nachzugehen, ob unter solchen Voraussetzungen die 
Gerichtsstandsvereinbarung unwirksam ist, ob in ent­
sprechender Anwendung von 1025 Abs 2 ZPO die Ver­
einbarung eines ausländischen Gerichtsstandes dann für 
unwirksam zu erachten ist, wenn der Arbeitgeber seine 
wirtschaftliche -und soziale Überlegenheit dazu ausge­
nutzt hat, den Arbeitnehmer zur Annahme der Veiein- 
barung zu notigen, oder ob es schließlich auf die Zu­
mutbarkeit zur Zeit der ZClageerhebung ankommt (vgl 
hierzu Gamillscheg, Internationales Arbeitsrecht, 1959»
S 586 unter Hinweis auf Pagenstecher, HabelsZ 11 
(1937) 398, auch Beitzke, RdA 1951, 134- Z”135 f zu 
III J)*

Es geht jedoch zu weit, die Vereinbarung eines aus­
ländischen Gerichtsstandes für arbeitsrechtliehe 
Streitigkeiten ausländischer Arbeitgeber mit deutschen 
Arbeitnehmern schlechthin auszuschließen, V»ie auch 
der hier zur Entscheidung stehende Rechtsstreit zeigt, 
gibt es Falle, m  denen es dem deutschen Arbeitnehmer 
durchaus zuzumuten, vielleicht sogar für ihn vorteil­
haft ist, einen Rechtsstreit im Ausland zu fuhren Dies 
kann z,B, dann so sein, wenn ein deutscher Arbeitrehmer 
m  einer ausländischen Firma im Ausland arbeitet, und 
insbesondere dann, wenn die arbeitsrechtlicnen Be­
ziehungen sich nach ausländischem Recht regeln, cas den 
Gerichten des betreffenden Staates, weniger dagegen den 
deutschen Gerichten vertraut ist. Der Senat halt des­
halb an aer bisherigen Rechtspreenung fest, daß aucn 
m  arbeitsrechtliehen Streitigkeiten auslandiscnc 
Gerichtsstände in entsprechender Anwendung der SS 38 it 
ZPO dann vereinbart werden monnen, wenn es ment im 
Emselfall zum Scnutz aes Arbeitnenmers geboten ist,
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daß der Hechtsstreit vor deutschen Gerichten geführt uird 
(fur die Prorogation auch Gamillscheg, aaO, S 385 ff* und 
Bas Arbeitsrecht der Gegenuart, Bd« 2, 1965, S« 19 ff«.
/""41 ff J7j Gruter, RdA 1964, 318 ff , jeweils mit weiteren 
Nachweisen, vgl« auch die Angaben bei Fikentscher aaO)«
2« Auch die Vereinbarung eines ausschließlichen aus­
ländischen Gerichtsstandes ist in ArbeiteSachen, ebenso wie 
m  sonstigen vermogensrechtlichen Streitigkeiten, möglich« 
Dem steht nicht entgegen, daß nach deutschem Recht die Zu­
ständigkeit der Arbeitsgenchte eine ausschließliche ist 
(§ 2 Abs» 1 ArbGG)» Bie ausschließliche Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte grenzt nur deren sachliche Zuständigkeit 
von der sachlichen Zuständigkeit der ordentlichen Gencnte 
ab» Sie ist deshalb erst dann von Bedeutung, wenn die Zu­
ständigkeit der deutschen Gerichte feststeht» Pur die 
internationale Zuständigkeit spielt sie /«ine Rolle» Bas 
ist heute überwiegend anerkannt (Gamillscheg, Inter­
nationales Arbeitsrecht, aaO, S 387 > Beitzke, RdA 195^»
134 z_~136_7, Gruter, RdA 1964, 318 _~zu II_7, and Ans 
Stein-Jonas-Pohle, aaO, § 38 Bern V 5)»
II» Das Landesarbeitsgericht hat aie zw sehen den Parteien 
vereinbarte Gerichtsstandsklausel im Sinne einer ausscnließ- 
lichen Zuständigkeit der schweizerischen Gencnte ausgelegt« 
1« Bie Revision greift diese Auslegung an« Sie stutzt 
ihre Rüge im wesentlichen auf folgende Argumente Bie Ge- 
nchtsstandsverembarung habe nur für den Bestand des 
Arbeitsverhaltnisses gegolten» Außerdem ionne sie nur als 
ausschließliche Zuständigkeit für Klagen gegen sie, ment 
aber für von ihr anhängig zu machende Prozesse verstanden 
werden Baruber hinaus sei eine deutsche Zuständigkeit aucn 
zweckmäßig, weil der Beklagte auch strafrechtlich zur Ver­
antwortung gezogen werde und in jedem Palle deutsches 
Strafrecht Anwendung finde« Schließlich dürfe der Beklagte 
nicht deswegen besser stehen, weil sie in vertraglichen
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Beziehungen mit ihm gestanden habe Hatten keine ver­
traglichen Beziehungen bestanden, hatte sie m  jedem 
Fall m  Deutschland klagen können
2^ Die Rüge ist nicht begründet.. Die Gerichtsstands- 
klausel ist unter Berücksichtigung aller Umstande des 
Falles auszulegen Die Vermutung spricht weder für 
noch gegen die Ausschließlichkeit des vereinbarten 
Gerichtsstandes (zum Meinungsstreit bei der inner­
deutschen Zuständigkeitsverembarung vgl» z B. Baum- 
bach-Lauterbach, ZPO, 30. Aufl , § 38 Bern» 2 B, Stem- 
Jonas-Pohle, aaO, § 38 Bern. II 5» Zoller, ZPO, 10 Aufl., 
§ 38 Bern. 3 d).

Die Auslegung des Landesarbeitsgerichts ist nicht 
zu beanstanden. Das Berufungsgericht beruft sich mit 
Recht auf den Wortlaut ("jede Streitigkeit" - im 
französischen Text "tout litige"), der keine Ein­
schränkung enthalt. Nichts deutet darauf hm, daß 
- wie die Revision meint - das schwexzeriscne Gericht 
nur zuständig sein sollte, solange das Arbeitsver- 
haltms bestand, oder nur für Klagen gegen die Klägerin 

Auch die Interessenlage spricht für die Auslegung 
des Berufungsgerichts Dabei kann es nicht auf die 
heutigen Interessen der Klägerin ankommen, sondern nur 
die Interessen bei Abschluß der Vereinbarung körnen 
maßgeblich sein»

Die Parteien haben ein schweizerisches Arbcxts- 
Statut vereinbart, das ergibt sich daraus, daß die 
Klausel auf die Art 356 und 360 des Schweizerinnen 
ObligationenreclitsBezug nimmt, und ist auch zwischen 
den Parteien nicht streitig. Die Parteien mußten ein 
Interesse aaran haben, daß das Arbeitsstatut mit der 
internationalen Zuständigkeit ubereinstimmte Sie 
konnten am ehesten darauf vertrauen, daß das 
schvveizerische Recht m  der Schweiz zutreffend nge-
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wandt wurde Die Revision überzeugt nicht, wenn sie vortragt, 
der Beklagte stehe deshalb besser, weil ein Vertragsverhalt- 
nis zwischen den Parteien bestanden habe. Der ganze Rechts­
streit ist aus dem VertragsVerhältnis entstanden, und diese 
Rechtsstreitigkeiten haben die Parteien durch ihren Vertrag 
gerade den Schweizerischen Gerichten zugewiesen. Ebenso­
wenig spricht gegen die ausschließliche Zuständigkeit der 
schweizerischen Gerichte, daß das Konkurrenzverbot sich auf 
die Schweiz, Frankreich und Deutschland erstreckt Die 
Parteien mußten im Gegenteil aus diesem Anlaß m  Betracht 
ziehen, daß es zu einer Vertragsverletzung m  Frankreich 
oder Deutschland kommen konnte Wenn die Gerichtsstands- 
klausel trotzdem nur die schweizerischen Gericnte für zu­
ständig erklärt, laßt auch das darauf schließen, daß eine 
ausschließliche Zuständigkeit gemeint war.
III Es bestehen auch keine rechtlichen Bedenken gegen die 
vereinbarte ausschließliche Zuständigkeit der schweizerischen 
Gerichte
1. § 40 ZPO, der für bestimmte Rechtsstreitigkeiten die
Prorogation ausschließt, steht nicht im Wege 
sO Die Klägerin begehrt die Feststellung, daß ihr Scndden- 
ersatzanspruche zustehen, aus doppeltem Grund. Zum einen 
macht sie Schadenersatzansprüche geltend, weil der Beklagte 
angeblich unter Verstoß gegen das vereinbarte Wettbewerbs— 
verbot m  die Dienste der Firma N getreten ist, inso­
weit kommen nur vertragliche Anspruchsgrundlagen in Be­
tracht Außerdem verlangt sie deshalb Scnadenersatz, weil 
nach ihrem Vortrag der Beklagte Informationen über die 
Markierungsmaschine K an die Firma N weitergegeben 
hat und diese dort nachgeoaut worden ist Inso* eit sind 
neben vertraglichen auch patent- oaer gebrauchsmusterrecnt- 
liche, wettbewerbsrechtliche oder aelxktische Ansprucne 
im Streit Unter diesen Umstanden ist aie Gerichtsstands- 
v e i e m b m m g  zulässig

-  9 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 - 083

Nach. § 40 Ab a. 1 ZPO hat die Zus tandigke i t s ver e in­
bar ung keine rechtliche Wirkung, wenn sie sich nicht 
auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis und die aus ihm 
entspringenden RechtsStreitigkeiten bezieht. Daraus wird 
gefolgert, daß für noch nicht entstandene Ansprüche aus 
unerlaubter Handlung kein Gerichtsstand prorogiert 
werden kann Das soll aber dann nicht gelten, wenn 
- wie hier - deliktische mit vertraglichen Ansprucnen 
konkurrieren (Stein-Jonas-Pohle, aaO, & 40 Bern I), 

Dieser Ansicht schließt der Senat sich an Der 
Sinn des § 40 Abs« 1 ZPO besteht darin, einwandfreie 
und klare Verhältnisse für die Präge der Zuständigkeit 
zu schaffen, insbesondere zu verhindern, daß über be­
liebige Zustandigkeitsverembarungen der Beklagte aucn 
in Pallen vor ein unbequemes Gericht gezogen wird, die 
sich bei Abschluß der Vereinbarungen noch nicht uoer­
sehen lassen Diese Gefahr besteht nicht, wenn dc- 
lihtische und vertragliche Ansprüche konkurrieren und 
somit nur ein einheitlicher Sachverhalt die Grundlage 
des Rechtsstreits bildet» Auch der durch die unerlaubte 
Handlung geschaaigte Klager wird nicht unangemessen be­
lastet, wenn er einen bestimmten Gerichtsstand proro­
giert hat, sofern aus demselben Tatbestand verti glicne 
und deliktische Ansprüche entstehen-

Diese für das innerdeutsche Recht geltenden Froro- 
gationsgrun&satze des § 40 Abs» 1 ZPO sind auf die 
internationale Zuständigkeit zu übertragen» Vom inter­
nationalen Gerichtsstand hangt zwar auch das an /end- 
bare Verfahrensrecht ab (BGH GS, BGHZ 44, 46 / -
Ü> Nr 5 zu § 512 a ZPO ^“Bl, 2 R__7, wenn aber die 
Parteien für RecntsStreitigkeiten über vertragxiche 
Ansprüche ein bestimmtes Verfahrensrecht vereinbaren 
können, so muß aies aucn für aas auf deliktische i n~
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Spruche anzuwendende Terfahrensrecht gelten, die in Konkurrenz 
zu vertraglichen Ansprüchen stehen
b) Auch § 40 Abs, 2 ZPO steht der Gerichtsstandsvereinbarung 
nicht entgegen Nach dieser Vorschrift ist eine Prorogation 
dann unzulässig, wenn sie andere als vermogensrechtlxche 
Streitigkeiten betrifft oder wenn für die Klage ein ausschließ­
licher Gerichtsstand besteht«

Die ausschließliche sachliche Zuständigkeit der deutschen 
Arbeitsgerichte spielt - wie zu I 2 dargelegt - für die 
internationale Zuständigkeit keine Rolle«

Rach § 24 des Gesetzes gegen den unlautern Wettbewerb 
ist für Klagen aus diesem Gesetz allem das Gericht der ge­
werblichen Niederlassung oder das des Wohnsitzes bzw das 
des Deliktortes zuständig Danach wäre nach dem freilich be­
strittenen Vortrag der Klägerin das Gericht in Rheine zu­
ständig, soweit die Klage auf das UWG gestutzt wird« Der aus­
schließliche Gerichtsstand des § 24 UWG greift jedoch nur ein, 
wenn der aus dem Klagetatbestand hergeleitete Anspruch ledig­
lich unter das UWG fallt und nicht mit anderen Ansprüchen 
konkurriert (BGHZ 15, 558 /~555„7, 41, 310 /“316 
2« Auch aus den im Schrifttum zui Vereinbarung einer inter­
nationalen Zuständigkeit entwickelten Grundsätzen ergeben 
sibh keine Bedenken«
a) Die Klägerin ist eine in G ansässige schweizerische 
Firma Der Beklagte war bei ihr in der Schweiz tätig« Pur das 
umstrittene Wettbewerbsverbot gilt schweizerisches Recnt®
Der Rechtsstreit ist somit ganz überwiegend m  schv/eizerieenen 
Verhältnissen verhaftet, so daß dahinstehen kann, ob und m  
welchem Umfang eine Auslandsbeziehung des Streitgegenstandes 
Voraussetzung der Prorogation ist«
b) Der Ausschluß eines deutschen Gerichtes wird als unzu­
lässig angesenen, wenn er eine Rechtsverweigerung zur Polge 
hatte, weil aie Hechtsverfolgung vor dem prorogierten Germnt 
aus tatsächlichen (z«B Krieg) oder rechtlichen Gründen ment
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möglich ist, etwa weil das prorogierte Gericht den 
Rechtsstreit nicht annimmt Rur einen solchen Hinderungs­
grund fehlt hier jeder Anhaltspunkt»
c) Ebenso braucht nicht entschieden zu werden, ob die 
Vereinbarung eines ausländischen Gerichtsstandes voraus- 
setzt, daß das prorogierte Gericht die Gewahr fui eine 
sachgemäße Entscheidung bietet» Die Kompetenz der 
schweizerischen Gerichte steht außer Zweifel»
d) In der Lehre wird vielfach die Wirksamkeit einer 
ausländischen Gerichtsstandsvereinbarung davon abhängig 
gemacht, daß das Erteil des prorogierten Gerichts im 
Inland anerkamit wird und daß es vollstreckbar ist
(vgl z B» Walchshofer, ZZP, 1967 Bd» 80, 165 C 2''5 t j % 
einschränkend BGH, NJW 1961, 1061)» Auch diese Voraus­
setzung ist hier erfüllt» Die gegenseitige Anerkennung 
ist verbürgt durch das deutsch-schweizerische Abkommen 
über die gegenseitige Anerkennung -und Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen 
vom 2» November 1929 mit Reichsgesetz vom 28* Juli 1950 
(RGBl 1950, II, 1065) samt Ausführungsverordnung vom 
25 August 1930 (RGBl» JI, 1209 - auch Baumbach-Tauter- 
bach, ZPO, 50 Aufl», Schlußanhang V B) sowie das 
Haager Übereinkommen über den Zivilprozeß vom  ̂ Marz 
1954 mit Bundesgesetz vom 18» Dezember 1958 (BGBl II, 
576), dem die Schireiz beigetreten ist (vgl aucn 
Baumbach-Lauterbach, aaO, Einl IV 2 A vor § 1 ZPO 
Die Vollstreckbarkeit spielt, da es sich um eine fest­
st ellungsklage handelt, nur für die Kostenentscheidung 
eine Rolle und ist, ebenso wie für etwaige Folgc- 
prozesse, nach aera erwähnten Übereinkommen geuanr- 
leistet» Eine gewisse Erschwerung, die sich bei der 
Vollstreckung aus einem ausländischen Urteil ergeoen 
kann, muß, wie das Landesarbeitsgencht mit Recnt sagt, 
hingenoimnen werden
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IV Es ist schließlich auch kein Rechtsmißbrauch, wenn der 
Beklagte sich auf die Unzuständigkeit der deutschen Gerichte 
beruft Es ist zwar auffällig, daß er sich dagegen wehrt, am 
Gericht seines Wohnsitzes verklagt zu xrerden, und die Klägerin 
von der vorwiegend m  ihrem Interesse liegenden Gerichtsstands- 
klausel keinen Gebrauch machen will. Wenn jedoch, wie hier, der 
vereinbarte internationale Gerichtsstand dem nach dem Vertrag 
anzuwendenden materiellen Recht folgt, ist es nicht rechts- 
mißbrauchlxch, wenn der Beklagte an diesem Gerichtsstand fest­
halt Es dient der Rechtssicherheit und damit den Interessen 
beider Parteien, wenn diese ihr Recht bei den Gerichten des­
jenigen Staates finden, dessen Recht für sie maßgeblich ist.
Das Berufungsgericht hat deshalb mit Recht ein schutzwurdiges 
Interesse des Beklagten anerkannt, den Rechtsstreit vor ein 
schweizerisches Arbeitsgericht zu bringen«
V. Nach allem haben beide Vorinstanzen die Zuständigkeit 
des Arbeitsgerichts Rheine mit Recht verneint, so daß die 
Revision der Klägerin zuruckzuweisen war.
gez Dr Stumpf Hilger Dr Groninger

Petersdorff Hartmann
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